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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Lenzer, Pfeffermann, Benz, Engelsberger. 
Dr. Franz, Dr. Köhler (Wolfsburg), Roser, Dr. Freiherr Spies von Büilesheim, 

Dr. Stavenhagen, Frau Dr. Waiz und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/4228 - 

betr. Vergabe von Gutachten und Studien durch die Bundesregierung 


Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 
Schreiben vom 22. Januar 1975 die Kleine Anfrage im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister des Innern wie folgt beant- 
wortet: 


Gutachten und Studien sind eine unverzichtbare Entscheidungs- 
hilfe der Regierungsarbeit. Sie erschließen den in Personalaus- 
stattung und Spezialisierungsvermögen notwendigerweise be- 
grenzten Ressorts zusätzliche externe Kenntnisse über be- 
stimmte Sach- bzw. Problembereiche und eröffnen den Zugang 
zu dem aktuellen Stand und zu neuen Ergebnissen der Wissen- 
schaft. 

Für die Forschungs- und Technologiepolitik sind Gutachten 
und Studien ein besonders wichtiges Instrument. Neue techno- 
logische Wege können nur schrittweise erschlossen werden. 
Entscheidungen darüber, welche neuen Lösungsansätze aus- 
sichtsreich sind und ob es sich lohnt, aufwendige Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten zu finanzieren, können nur auf der 
Grundlage vorbereitender systematischer Untersuchungen ge- 
troffen werden. Studien und Gutachten dienen außerdem in 
der Forschungs- und Technologiepolitik nicht nur der Entschei- 
dungsvorbereitung, sie sind selbst Projekte mit einem eigen- 
ständigen Wert. 

Studien wie z. B. der Fernwärmeatlas, die Studien „Sekundär- 
energieträger“, „Neuen Kraftstoffen auf der Spur“ eröffnen für 
die Fachwelt und die Öffentlichkeit wichtige neue Entwick- 
lungsmöglichkeiten. 


1. Aus welchen Gründen handhabt die Bundesregierung die Ver- 
öffentlichung von Studien und Gutachten der Bundesregierung 
unterschiedlich in den einzelnen Ministerien, und wie beurteilt 
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sie insbesondere die Veröffentlichung der Gutachten und Stu- 
dien des Forschungsministeriums im Vergleich zu der Nichtyer- 
öffentlichung entsprechender Arbeiten durch andere Ministerien? 

Die Gutachten und Studien der einzelnen Ressorts sind nach 
dem sachlichen Gegenstand und dem Beratungszweck so unter- 
schiedlich, daß ein für alle Ressorts einheitliches Vorgehen bei 
der Veröffentlichung untunlich ist. Im übrigen wird auf die 
Antwort zur Kleinen Anfrage der CDU/CSU betr. Verwaltungs- 
reform - Drucksache 7/2887 - Frage 10 verwiesen. 


2. Welche Mittel für Studien und Gutachten stehen innerhalb des 
Bundeshaushalts 1975 für die Vergabe von Studien und Gut- 
achten zur Verfügung, wobei auch die Vergabe von Studien über 
Fachprogramme einiger Ministerien einzubeziehen ist? 

6. Warum ist es der Bundesregierung nicht möglich mitzuteilen, 
welche Mittel für Gutachten und Studien innerhalb der Bundes- 
republik in einem Haushaltsjahr zur Verfügung gestellt werden, 
obwohl doch für Gutachten und Studien mindestens 60 Millio- 
nen DM im Haushaltsjahr 1975 in einigen Haushaltsplänen der 
Bundesregierung vorgesehen sind? 

Nach den haushaltstechnischen Richtlinien des Bundes (HRB, 
Nr. 5.2.15) sind Gutachten im Unterschied zu Studien, die dem 
Bereich der Forschung zuzurechnen sind, solche Arbeiten, bei 
denen ein Sachverständiger von vorhandenem Wissen aus- 
geht und daraus Folgerungen für die Fragestellungen ableitet. 
Im' Einzelfall kann die Zuordnung aufgrund der notwendiger- 
weise abstrakten Definition schwierig sein. Die Ausgaben für 
Gutachten werden grundsätzlich im Bundeshaushalt bei den 
Titeln der Gruppe 526 02 „Kosten für Sachverständige" veran- 
schlagt. 1975 waren für diese Titelgruppe insgesamt rund 9 Mio 
DM vorgesehen. Diese Mittel sind nicht allein für Gutachten, 
sondern auch für andere Dienstleistungen, z. B. Übersetzungen 
oder Reisen von Sachverständigen, bestimmt. 

Die der Forschung zuzurechnenden Ausgaben, also auch die 
für Studien, werden in den Einzelplänen der Ressorts in der 
Regel nicht gesondert ausgewiesen, sondern aus den jeweils 
nach der Zweckbestimmung in Betracht kommenden For- 
schungstiteln geleistet. Wegen dieses sachlichen Zusammen- 
hangs und der Schwierigkeit der Abgrenzung der Begriffe sind 
Ausgaben für Studien im Bundeshaushalt nicht gesondert be- 
zifferbar. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage des Bundes- 
ministers Dr. Maihofer (Drucksache 7/3894, S. 10) „es entspricht 
der Praxis der Bundesregierung, die von ihr in Auftrag gegebe- 
nen wissenschaftlichen Gutachten in möglichst breitem Umfange 
der Öffentlichkeit, insbesondere dem Deutschen Bundestag, 
zugänglich zu machen", mit der Feststellung in der gleichen 
Antwort des Ministers, daß eine Zusammenstellung über die 
angefertigten Gutachten wegen des Verwaltungsaufwands nicht 
zumutbar sei? 

Der von Bundesminister Maihofer für die Bundesregierung er- 
teilten Antwort vom 14. Juli 1975 zu Einzelfragen von Abge- 
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ordneten der CDU/CSU (Drucksache 7/3894, Seiten 8 bis 11) 
ist nichts hinzuzutugen. 


4. Warum weigert sich die Bundesregierung, eine Zusammenstel- 
lung von Gutachten und Studien im Interesse einer verbesser- 
ten Kontrolle der Steuergelder durchzufübren, wo doch zum 
Beispiel allein vom Forcchungsministeriiim im Jahre 1974 337 
Gutachten und Studien für 94,9 Millionen DM vergeben wurden? 

5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die baye- 
rische Staatsregierung auf die Anfrage des SPD-Abgeordneten 
Neumann (Bayerischer Landtag Drucksache 8/573) ein ausführ- 
liches Vereeichnis der vergebenen Gutachten des Wirtschafts- 
mlnistcriums vorgelegt hat und daß die gleiche Frage, die von 
CDU/CSU-Abgeordneten im Bundestag gestellt wurde, vom 
Bundesinnenminister Maihofer nicht mit entsprechender Offen- 
heit beantwortet wurde? 

In der zu Frage 3 erv/ähnten Antwort der Bundesregierung ist 
die Veröffentiiehungspraxis der Bundesregierung im einzelnen 
dargelegt und begründet worden. 


7. Wie will die Bundesregierung eine Kontrolle der Steuergelder 
für Gutachten und Studien ermöglichen, wenn sie sich weigert, 
Auftragnehmer, Sachgegenstand und Auftragssurame in syste- 
matischer Form zu nennen, damit z. ß. auch eine Kontrolle von 
Doppeigutachten staitfinden kann? 


Es bedarf keiner Veröffontlichung listenmäßiger Zusammen- 
stellungen aller Gutachten und Studien, um eine Kontrolle der 
dafür e’ngesetztcn Stcuermittei zu ermöglichen. Dies wird durch 
Instanzen und Vcrialirea der Ilaushaltskontrolle und durch die 
Rechnungsprüfung gevvmhrleistet. Die Bundesregierung hat im 
übrigen zur Ausfüllung von § 70 GGO I Verfahren zur ver- 
besserten Koordination der Forschungs- und Entwicklungs- 
aktivitäten beschlossen (vgl. Bericht an den Haushaltsausschuß 
des Deutschen Bundestages vom 24. März 1975). 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere die Vergabe 
von Studien und Gutachten durch den Bundesininister für For- 
schung und Technologie, der allein im Förderungskatalog 1974 
337 Gutachten und Studien für 94,9 Millionen DM Ausgaben 
ausweist, und welche Begründung führt sie für diese Gutach- 
tenlawine an? 

10. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die immer mehr zu- 
nehmende Vergabe von Gutachten und Studien durch den 
Bundesininister für Forschung und Technologie als ein Zeichen 
systematischer Entscheidungsfäilung anzusehen ist oder mit 
dazu beiträgt, Probleme vor sich herzuschieben und als Alibi 
für schon gefällte Entscheidungen zu dienen? 


Es ist richtig, daß der Förderungskatalog 1974 des Bundesmini- 
steriums für Forschung und Technologie 338 Studien und Gut- 
achten zu über mehrere Jahre verteilten Gesamtkosten von 
rd. 95 Mio DM aiisweist. Die entsprechenden Ausgaben für 
das Jahr 1974 beliefen sich, wie der Katalog ebenfalls zeigt, 
auf rd. 35 Mio DM. Ganz überwiegend handelt es sich um 
Arbeiten, die Vorlaufprojekte für Forschungsvorhaben im 
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Rahmen der normalen Forschungsförderung darstellen. Der 

Förderungskatalog erlaubt auch eine Analyse der Studien und 

Gutachten des Bundesministeriums für Forschung und Tech- 
nologie nach ihrer Aufgabenstellung. 

Es geht insbesondere um 

— Bedarfsuntersuchungen, Vor- und Durchführbarkeitsstudien 
für Projekte, Konzepte und Programm sowie Projektdefini- 
tionen, z. B. eine Planstudie für ein Ballungsgebiet zur Er- 
mittlung der Möglichkeiten einer Einsparung von Energie 
und der Substitution fossiler Brennstoffe durch Kernenergie 
(vgl. BMFT-Förderungskatalog 1974, Ziffer 1920) oder die 
Systemstudie eines zukünftigen Kommunikations-Satelliten, 
orientiert an den Anforderungen für Fernsehrundfunkver- 
sorgung (vgl. Ziffer 2019 a.a.O.); 

— Projekte zu technologischen Einzelproblemen, z. B. For- 
schungsarbeiten zur Meerwasserentsalzung durch umge- 
kehrte Osmose mit Hilfe von Sonnenenergie (vgl. Ziffer 
2709 a.a.O.). Die hier einzuordnenden Untersuchungen wer- 
den zwar unter der Bezeichnung „Studie'' vergeben, sind 
jedoch typische FuE-Projekte und unterscheiden sich nicht 
von den übrigen nahezu 3000 Forschungsvorhaben des För- 
derungskatalogs; 

— Forschungsvorhaben der angewandten Sozialwissenschaf- 
ten, z. B. zur Vorbereitung des Schwerpunktvorhabens 
„Bürgernahe Gestaltung der sozialen Umwelt" -, 

— Projekte zu allgemeinen forschungspolitischen Fragestel- 
lungen, etwa im Sinne der Innovationsforschung, z. B. eine 
internationale Vergleichsuntersuchung über die Wirkung 
ausgewählter staatlicher Maßnahmen auf das Innovations- 
verhalten der Unternehmen (vgl. Ziffer 3 a.a.O.) ; 

— Rationalisierungs- bzw. Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
oder Projekte zur Abnahme bzw. Begleitung von For- 
schungsprojekten, z. B. die sicherheitsmäßige Begutachtung, 
Prüfung und Abnahme der Forschungsplattform Nordsee 
(vgl. Ziffer 202 a.a.O.) oder die Projektbegleitung im Bereich 
Datenverarbeitung im Bibliothekswesen (vgl. Ziffer 696 
a.a.O.); 

— sozialwissenschaftliche Begleituntersuchungen zu technolo- 
gischen Systemen (Technology Assessment), z. B. über die 
Aus- und Folgewirkungen eines Hochleistungsschnellbahn- 
systems. 


9. In welchem Umfange werden die durch den Bundesminister 
vergebenen Gutachten und Studien durch die Beamten und 
Angestellten des höheren Dienstes im Bundesministerium für 
Forschung und Technologie für die Entscheidungsfällung im 
Forschungsbereich herangezogen, und wie viele Beschäftigte 
sind überhaupt imstande, diese Gutachten und Studien zu lesen? 


Alle vom BMFT in Auftrag gegebene Studien und Gutachten 
werden ausgewertet und in den Entscheidungsprozeß einbe- 
zogen. Die in der Frage enthaltene diskriminierende Herab- 
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Setzung von Mitarbeitern des BMFT im höheren Dienst zeigt 
das geringe sachliche Verständnis der Fragesteller. 


11. Nadi welchen Gesichtspunkten werden die Auftragnehmer oder 
Zuwendungsempfänger für Gutachten und Studien des For- 
schungsministeriums ausgewählt, wie erfolgt eine Überprüfung 
der Kostenvoranschläge, und wer entscheidet, welche Gutachten 
und Studien veröffentlicht werden? 

Die Auftragnehmer werden in der Regel im Zuge einer be- 
schränkten Ausschreibung aufgrund ihrer Arbeitsvorschläge 
ausgewählt. Das zuständige Fachreferat des BMFT in Verbin- 
dung mit dem Referat „Betriebswirtschaftliche Fragen; Wirt- 
schaftlichkeit" bzw. der Projektträger überprüft die Kosten- 
anschläge und entscheidet über die Veröffentlichung. 


12. Was war insbesondere die Veranlassung für die Vergabe der 
im folgenden angeführten Gutachten und Studien? Wer war 
für die Auswahl des Auftragnehmers federführend? Wie er- 
folgte eventuell eine Ausschreibung, und wo sind diese Studien 
und Gutachten nach Abschluß der Arbeiten erhältlich? 

Es handelt sich um folgende Gutachten und Studien: 

(Der Wortlaut der Aufstellung ist in Drucksache 714228 auf 
Seiten 3 bis 6 abgedruckt.) 

In der Frage sind Gutachten und Studien aus den Bereichen 
Innovationsforschung, Ausländerbeschäftigung, Förderung der 
Datenverarbeitung, zukünftiger Energiebedarf und Beseitigung 
radioaktiver Abfälle aufgeführt. Mit welcher Zielsetzung und 
auf welche Weise die Bundesregierung Forschung und Tech- 
nologie für diese Aufgaben einsetzt, ist im Fünften Forschungs- 
bericht ausführlich erläutert. 
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